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Warum die Externalisierung von Migrationsmanagement und Grenzschutz der EU 

















• Die territoriale und akteursbezogene Auslagerung von Grenzschutz und Teilen der Asylagenden an Drittstaa-
ten, die Externalisierung, ist in der EU zum zentralen Lösungsansatz für die Bewältigung migrationspolitischer 
Herausforderungen geworden. 
 
• Externalisierung von Grenzschutz erzeugt menschenrechtlich und humanitär höchst bedenkliche Effekte und 
sollte daher überdacht werden. 
 
• Die EU darf über systematische Menschenrechtsverletzungen und humanitäre Notlagen im Kontext ihrer Ex-
ternalisierungsstrategie nicht hinwegsehen.  
 
• Ohne eine verstärkte Zusammenarbeit und eine neue Form der Solidarität in der Migrations- und Fluchtfrage 
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Vorbemerkung:  
Das vorliegende Policy Brief entstand auf 
Basis des oiip-Arbeitspapiers 101 mit dem 
Titel „EU Grenzpolitiken – der humanitäre 
und geopolitische Preis von Externalisie-
rungsstrategien im Grenzschutz“. Die dort 
ausgeführte, vertiefende Analyse wird hier in 
zentralen Punkten wiedergegeben und bildet 
die Grundlage der nachfolgenden Policy-
Empfehlungen. 
 
In seiner jüngsten Rede zur Lage der EU im 
September 2018 sprach der EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker 
die Migrations- und Asylfrage als eine zent-
rale Herausforderung der Union an. Kritisch 
merkte er an, dass „die Mitgliedstaaten noch 
nicht das richtige Verhältnis zwischen Ver-
antwortung eines jeden Landes für sein ei-
genes Hoheitsgebiet und der nötigen Solida-
rität untereinander gefunden haben“. (EU 
Kommission 2018: Lage der Union 2018, Die 
Stunde der europäischen Solidarität, Brüssel 
September 2018.)1 In seiner Rede appellierte 
er an die Mitgliedsstaaten und insbesondere 
an den aktuellen österreichischen Ratsvor-
sitz, „jetzt entscheidende Schritte einzulei-
ten, um zukunftsfähige Lösungen für eine 
ausgewogene Migrationsreform zu erarbei-
ten“ (ibid.). Einem wichtigen Vorschlag, den 
Juncker bereits in seiner Rede auf den Tisch 
legte, nämlich die schrittweise Umwandlung 
und den Ausbau der Europäischen Agentur 
für Grenz- und Küstenwache (Frontex) von 
einer Grenzwacheeinheit zu einer Grenzpoli-
zei mit weitreichenden Kompetenzen, erteil-
ten einige Regierungschefs postwendend 
eine Abfuhr. Allen voran war es der ungari-
sche Premierminister Viktor Orban, der 
Frontex zwar als eine „feine Sache“ bezeich-
                                                          
1 Abrufbar unter europa.eu/rapid/press-
release_SPEECH-18-5808_de.pdf 
nete, die aber „nie im Leben auch nur einen 
einzigen Meter der Grenze“ verteidigt hätte, 
und die daher, so Orban, auch nicht die un-
garischen Grenzen anstatt der Ungaren ver-
teidigen solle.2 Dieser Widerspruch zwischen 
Juncker, als einem der höchsten politischen 
Repräsentanten der EU und Viktor Orban, als 
einem Befürworter restriktiver Maßnahmen 
im Bereich von Migration und Asyl, zeigte die 
ganze Bandbreite der Debatten in der EU 
und auch das Sprengpotential des Themas 
Migration und Asyl in der EU auf. 
Im Mittelpunkt dieser Debatten steht derzeit 
die Frage des Schutzes der Außengrenzen 
der Union. Die Herausforderungen, denen 
sich die EU und ihre Mitgliedsstaaten an den 
Außengrenzen gegenübersehen, aber auch 
die innenpolitische Bedeutung des Feldes in 
der (partei-)politischen und zivilgesellschaft-
lichen Auseinandersetzung, haben der si-
cherheitspolitischen Dimension dieser Fra-
gen eine massive Bedeutungssteigerung 
gebracht. Auf einer stark sicherheitsfokus-
sierten Perspektive beruht auch die Wahr-
nehmung von Externalisierung, also der ter-
ritorialen und akteursbezogenen Auslage-
rung des Grenzschutzes und Teilen der 
Asylagenden an Drittstaaten, als erfolgver-
sprechende Politikstrategie. Die Uneinigkeit 
der EU-Mitgliedstaaten in der Flüchtlings- 
und Migrationspolitik hat dazu geführt, dass 
der schon länger bestehende Trend zur Ex-
ternalisierung zum zentralen Lösungsansatz 
für die Bewältigung migrationspolitischer 
Herausforderungen geworden ist.  
Beispiele für tatsächliche und geplante Ex-
ternalisierung finden sich in den Jahren ab 
dem Beginn der großen Fluchtbewegung im 
Sommer 2015 im sogenannten „EU-Türkei-
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Deal“, in gängigen politischen Diskursen über 
die Errichtung von „Asylzentren“ am West-
balkan oder ähnlichen Zentren für Geflüchte-
te in nordafrikanischen Staaten (sogenannte 
„Anlandeplattformen“) bzw. dem geplanten 
Einsatz von Frontex-Personal in Drittstaaten, 
wie z.B. am Westbalkan, wo entsprechende 
Vorarbeiten bereits geleistet werden.  
Die Interessen hinter dem Fokus auf Externa-
lisierung sind vielfältig und oftmals in den 
innenpolitischen Verhältnissen der Mit-
gliedsstaaten zu suchen. Momentan ist sie 
vor dem Hintergrund mangelnder Durch-
setzbarkeit anderer Strategien wie gerechter 
Verteilung von MigrantInnen auf alle EU-
Staaten oder nachhaltigen Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Flucht- und Migrationsur-
sachen scheinbar die einzig durchsetzbare 
Politikoption. Die bereits vorhandenen Er-
fahrungen mit Externalisierung an verschie-
denen EU-Außengrenzen weisen aber deut-
lich auf die Fallstricke dieser Option hin. 
Diese liegen in der Erzeugung von humanitä-
ren Krisen, der Beeinflussung der regionalen 
Kräfteverhältnisse zum Nachteil der EU und 
der Verschlechterung der Beziehungen der 
EU zu ihren Nachbarstaaten. 
Im begleitenden Arbeitspapier 101 analysie-
ren wir den Trend zur Externalisierung in 
seinen breiteren regionalen und internatio-
nalen Kontexten, mit einem besonderen 
Fokus auf den Westbalkan sowie auf die 
Mittelmeerregion. Wir zeigen auf, dass Ex-
ternalisierung als zentrale und bisweilen 
dominante Strategie der EU im Umgang mit 
Asyl- und Migrationsfragen einige schwer-
wiegende Problematiken mit sich bringt. 
Externalisierung von Grenzschutz erzeugt 
menschenrechtlich, humanitär, aber auch im 
Hinblick auf geo-strategische Überlegungen  
höchst bedenkliche Effekte, die sich anhand 
dreier Dimensionen zusammenfassen lassen: 
1. Die Aushebelung internationalen Rechts, 
wie die Verpflichtung zur Seenotrettung und 
das „non-refoulement“, 2. die verheerenden 
Zustände, die in Drittstaaten in der Flücht-
lingsunterbringung herrschen, und 3. die 
Zusammenarbeit mit autoritären Regimen, 
die im eigenen Land massive Menschen-
rechtsverletzungen begehen und damit 
selbst zu Verursachern von Migrationsbewe-
gungen zählen, und durch Kooperationen 
mit der EU weiter gestärkt werden könnten. 
Darüber hinaus bedeutet Externalisierung 
ein aus EU-Sicht nicht-opportunes Eingreifen 
in ohnehin instabile innenpolitische Verhält-
nisse in den betroffenen Regionen, wach-
sende Abhängigkeit der EU von autoritären 
Regimen und potentielle Beschädigung der 
Nachbarschafts- bzw. Erweiterungspolitik. 
Mittel- und langfristig läuft Externalisierung 
also den Interessen der EU als globalem Ak-
teur zuwider.  
 
Empfehlungen: 
1. Der starke Fokus der EU auf Externa-
lisierung als Lösungsstrategie für 
vermeintliche und tatsächliche 
Flucht- und Migrationsbewegungen 
sollte überdacht werden. Externali-
sierung mag als „kleinster gemein-
samer Nenner“ den derzeit einzig 
machbaren und innenpolitisch als Er-
folg kommunizierbaren Weg für viele 
EU-Mitgliedsstaaten darstellen, birgt 
aber zahlreiche Fallstricke, die mit-
tel- bis langfristig gegenteilige Effek-
te haben und neue Probleme erzeu-
gen werden. Der Fokus auf Externali-
sierung könnte neue Fluchtursachen 
hervorbringen und weitere sicher-
heitspolitische Risiken schaffen, ei-
nerseits durch die Stärkungen re-
pressiver Regime und destabilisie-
render Akteure innerhalb der Staa-
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fung einer perspektivlosen, unter in-
humanen Bedingungen lebenden 
Gruppe von Flüchtlingen, die krimi-
nalisiert oder radikalisiert werden 
könnte. 
2. Auch wenn die gerechte Verteilung 
von Flüchtlingen auf die Mitglieds-
staaten mittelfristig aufgrund innen-
politischer Verhältnisse schwer er-
reichbar scheint, sollte dieses Ziel 
weiterhin verfolgt werden. Ohne ei-
ne verstärkte Zusammenarbeit und 
eine neue Form der Solidarität in der 
Migrations- und Fluchtfrage wird es 
nicht möglich sein, zu nachhaltigen 
Lösungen zu kommen.  
3. Die Bekämpfung von Fluchtursachen 
sollte den Weg von einer rhetori-
schen Formel zu nachhaltigen Polici-
es finden und nicht als Verschiebung 
des Grenzregimes in Herkunfts- oder 
Transitländer bzw. in andere Dritt-
staaten missverstanden werden. 
Dies setzt eine klare Verknüpfung 
von außen-, migrations- und ent-
wicklungspolitischen Strategien vo-
raus.  
4. Gleichzeitig sollten Entwicklungszu-
sammenarbeit und Nachbarschafts-
politik nicht von einseitigen Konditi-
onen in Bezug auf Kooperation in 
der Migrationsfrage abhängig ge-
macht werden. Ebenso sollte es eine 
(in)direkte Junktimierung zwischen 
der Zusammenarbeit im Migrations- 
und Asylbereich und dem Fortschritt 
im EU-Erweiterungsprozess geben. 
Im Aufbau befindliche geostrategi-
sche Beziehungen mit der MENA-
Region oder die langfristige Perspek-
tive des EU-Beitritts der Balkanstaa-
ten könnten dadurch gefährdet wer-
den. 
5. Kooperationen mit Drittstaaten, die 
politisch und sozioökonomisch in-
stabil sind bzw. jenen Staaten, wel-
che internationales Recht, demokra-
tische und menschenrechtliche 
Standards und Werte unterlaufen, 
sollten von der EU nicht vorbehaltlos 
eingegangen werden. Die Erfahrun-
gen aus den bilateralen Kooperatio-
nen zwischen EU-Mitgliedsstaaten 
und Drittstaaten wie die Italien-
Libyen-Kooperation, sprechen hier 
eine eindeutige Sprache: Auch wenn 
diese kurzfristig zu einem Rückgang 
der Flüchtlingszahlen führen, ist der 
Preis hoch. Die humanitäre Situation 
ist katastrophal und es gibt keine 
Kontrolle über die verschiedenen, 
teilweise kriminellen Akteure, die 
von labilen Staaten zur Bewältigung 
europäischer Migrationsproblemati-
ken herangezogen werden.  
6. Die EU darf über systematische 
Menschenrechtsverletzungen und 
humanitäre Notlagen im Kontext ih-
rer Externalisierungsstrategie nicht 
hinwegsehen. Abgesehen von den 
ethischen Implikationen wird ein of-
fensichtlicher Bruch mit europäi-
schen Normen wie Menschenrech-
ten und Rechtsstaatlichkeit ihr An-
sehen in ihrer Nachbarschaft weiter 
negativ beeinflussen.  
7. Geopolitisch betrachtet sollte sich 
die EU also weder von autoritären 
Regimen, die Migrationsfragen 
durchaus als Druckmittel einzuset-
zen wissen, abhängig machen, noch 
ihre Nachbarn durch einseitige For-
derungen und bevormundende Kon-
zepte brüskieren. Wenn die EU als 
globaler Akteur auftreten will, muss 
sie berücksichtigen, dass viele dieser 
Länder heute andere, mit der EU 
konkurrierende Orientierungsmög-
lichkeiten haben (China, Saudi-
Arabien, Russland). 
